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Liechtenstein machte den Anfang. Nach-
dem das kleine Fürstentum sich im Dezem-
ber 2008 bereits verpflichtet hatte, enger mit
Steuerfahndern aus den USA zusammenzuar-
beiten, beugte sich der neue Regierungschef
Klaus Tschütscher Anfang März auch dem
Druck der EU: Liechtenstein werde den
„OECD-Standard“ akzeptieren und demnach
künftig auch Daten an Ermittler aus den
Nachbarstaaten liefern, wenn ein Verdacht
auf Steuerhinterziehung vorliege. Seitdem
sind zahlreiche weitere Steuerparadiese
weltweit eingeknickt.
Andorra, Monaco, Luxemburg, Öster-
reich, Singapur, Macao und Hongkong
versprachen ebenfalls, ihre strengen Bank-
geheimnisse zu lockern und auf Anfrage Kon-
to- und Depotinformationen herauszurücken.
Überraschend war vor allem das Einlenken
der drei asiatischen Finanzzentren, deren
Diskretion lange als unantastbar galt.
Belgien ging sogar noch einen Schritt wei-
ter: Der Beneluxstaat gab bekannt, andere
EU-Staaten künftig automatisch zu informie-
ren, wenn ein dort ansässiger Anleger in Bel-
gien Zinsen kassiert. Wie Luxemburg und Ös-
terreich nimmt Belgien derzeit nicht am „au-
tomatischen Informationsaustausch“ in der
EU teil, sondern fordert von Anlegern aus EU-
Staaten eine anonyme Quellensteuer von 20
Prozent – die EU-Zinssteuer. Österreich und
Luxemburg betonen dagegen, dass sie Daten
weiter nur auf Anfrage und keinesfalls auto-
matisch weitergeben wollen.

Die Schweiz, das traditionsreichste Steuer-
paradies überhaupt, will ebenfalls den OECD-
Standard akzeptieren – was eine kleine Sen-
sation ist. Denn die Eidgenossen hatten lan-
ge und hartnäckig darauf gepocht, nur bei
„Steuerbetrug“ zu kooperieren. Steuerhinter-
ziehung – also das Verschweigen von Ein-
künften ohne weitere Delikte wie Bilanzfäl-
schungen – sei in der Schweiz keine Straftat,
sondern lediglich eine Ordnungswidrigkeit
wie Falschparken. Folgerichtig gebe es in sol-
chen Fällen keinen Anlass zur Kooperation,
hatte es stets geheißen.
Die neue Auskunftsbereitschaft sei „auch ei-
ne Frage der Ethik“, räumt die Schweizer Au-

Steuerparadiese sind reihenweise eingeknickt und haben
versprochen, ihr strenges Bankgeheimnis aufzuweichen.

ßenministerin Micheline Calmy-Rey ein. Er-
mittlungen von US-Steuerfahndern hatten im
vergangenen Jahr zutage gefördert, dass
Schweizer und Liechtensteiner Geldinstitute
das strenge Bankgeheimnis genutzt haben,
um Schwarzgeldbesitzern bei der Steuer-
flucht zu helfen. Die UBS musste im Februar
wegen Beihilfe zur Steuerhinterziehung in
den USA 780 Millionen Dollar Strafe zahlen.
Bereits einen Schritt weiter sind britische Ter-
ritorien wie die Kanalinseln und andere Off-
shore-Standorte, die heute noch als Steuer-
paradiese gelten.
Jersey und Guernsey, die Isle of Man
und die Cayman Islands haben bereits
Doppelbesteuerungsabkommen mit Deutsch-
land unterzeichnet und sich darin verpflich-
tet, auf Anfrage Daten zu liefern.
Gibraltar, die britischen Jungferninseln
und die Bahamas dürften bald nachziehen.
Verhandlungen über neue Abkommen hätten
„Priorität“, sagt Bahamas-Premier Hubert
Ingraham. Auch die Regierungschefs von
Gibraltar und den Jungferninseln erklärten
ihre Bereitschaft zu engerer Kooperation. Die
britische Regierung hatte in den vergangenen
Monaten kräftig Druck gemacht und Top-Be-
amte im Rahmen eines „Offshore Review“ in
die Territorien geschickt, um die Forderungen
aus London zu übermitteln.

Konten-Domino Schwarzgeld zufließt, müssen sie ihre Stra-
tegien ändern. Einige werden deshalb ver-
suchen, mehr legales Geld anzulocken –
zum Beispiel mit niedrigen Steuersätzen für
Expatriates und Unternehmer (siehe Kas-
ten Seite 91).
Doch trotz der Bekenntnisse zu mehr

Transparenz: Der Startschuss für Ermittlun-
gen über alle Grenzen hinweg ist noch
nicht gefallen, für Steuerflüchtlinge gibt’s
noch eine Verschnaufpause. Denn die bila-
teralen Verhandlungen über neue Doppel-
besteuerungsabkommen (DBA), die in die-
sen Wochen beginnen, dürften sich mona-
telang hinziehen – zumal Steinbrücks mi-
nisteriale Emissäre mit mehreren Finanz-
zentren gleichzeitig verhandeln müssen.
In den DBAwollen sich die Steuerpara-

diese verpflichten, den „OECD-Standard“
zu akzeptieren. Dieser sieht vor, dass ein
Land Kontodaten an ausländische Ermitt-
ler liefernmuss,wenn diese „voraussichtlich
relevant“ für die Steuererhebung sind. In-
formationen gibt es also nur auf Anfrage
und wenn Steuerfahnder ihren Verdacht
begründen können – ein Dammbruch steht
damit nicht bevor. Allerdings ist klar: Liegt
ein begründeter Verdacht vor, bekommen
Ermittler künftig die gewünschten Daten.
Gerade eidgenössische Beamte gelten

als korrekt. Wenn die – derzeit noch stren-
gen – Kriterien erfüllt sind, „läuft die Ko-

operation mit den Schweizer Kollegen rei-
bungslos“, berichtet ein Steuerfahnder. Bis-
her unerreichbare Gefilde sind für Finanz-
beamte von Flensburg bis Garmisch damit
bald zum Greifen nah. „Staaten wird es zu-
nehmend schwerer fallen, die Herausgabe
von Konteninformationen unter Hinweis
auf das Bankgeheimnis zuverweigern“, sagt
Henrik Vogel, Experte für Steuerstrafrecht
bei Rödl & Partner. „Es gibt keinen siche-
ren Hafen mehr, in dem undeklariertes Ka-
pital vor Entdeckung geschützt ist. Die Zeit
der Steueroasen neigt sich damit langsam,
aber sicher dem Ende zu.“
Kein Wunder, dass die Schweiz und

Liechtenstein Bankkunden drängen, reinen
Tisch zu machen, bevor sie ins offene Mes-
ser laufen: „Wir möchten unsere Kunden
motivieren, eine Korrektur des Steuerstatus
in ihrem Heimatland vorzunehmen“, sagt
Liechtensteins Regierungschef Klaus
Tschütscher. In Deutschland gibt es dazu
das Instrument der Selbstanzeige. „Dafür
müssten aber auch entsprechende Bedin-
gungen herrschen“, so Tschütscher.

Was er sich wünscht, ist klar: Eine Steuer-
amnestie mit Sonderkonditionen für reuige
Sünder. Ins selbe Horn bläst die Schweizer
Außenministerin Micheline Calmy-Rey: In
den anstehenden Verhandlungen gehe es
auch um „faire Übergangslösungen“.

Die Hoffnung auf die Amnestie hält
derzeit zahlreiche Anleger von einer Selbst-
anzeige ab. Wer will schon hohe Nachzah-
lungen leisten, wenn der Fiskus bald wo-
möglich einen Rabatt gewährt? Die USA
beispielsweise haben gerade Sonderkon-
ditionen für Hinterzieher verkündet, die
sich in den nächsten sechs Monaten mel-
den. Derzeit sieht es aber nicht so aus, als
würde Deutschland nachziehen. Im Ge-
genteil: Das Finanzministerium lehnt eine
Amnestie strikt ab undverweist darauf, dass
es in Deutschland die Möglichkeit einer
„strafbefreienden Selbstanzeige“ gibt.
Experten glauben nicht, dass der schar-

fe Wind aus Berlin nachlässt und raten Be-
troffenen dringend davon ab, auf baldige

Sonderregelungen zu spekulieren. „Ich bin
skeptisch, was eine Amnestie angeht“, sagt
Steueranwalt Jens Wolff von der Kanzlei
Holthausen & Partner. Im Moment sei die
politische Stimmung eher so, dass Steuer-
sünder hart bestraft werden sollen. „Schon
die Steueramnestie der Jahre 2004 und
2005 hat heftige Gerechtigkeitsdebatten
ausgelöst. Das wird sich im Wahljahr kein
Politiker antun wollen“, glaubt Wolff. Auch
Rödl-Anwalt Vogel bezweifelt, dass eine
Amnestie durchsetzbar ist: „Die Steuer-
oasen agieren derzeit aus einer eher schwa-
chenVerhandlungsposition.“
Hinzu kommt: Die deutsche Amnestie

2004/05war ein Flop.Trotz erheblicherRa-
batte nahmen nurwenige Steuerflüchtlinge
das Angebot an. Statt der angepeilten fünf
Milliarden flossen gerade mal 1,4 Milliar-
den Euro in die Staatskasse. „Viele bereuen
jetzt, dass sie die damalige Amnestie nicht
genutzt haben“, sagt Wolff. Denn nun ist
Schwarzgeld-Anlegern klar, wie schnell sie
auffliegen können. Und es muss nicht un-
bedingt ein Bankmitarbeiter sein, der Da-
ten klaut und an den deutschen Fiskus ver-
schachert – wie im Fall Zumwinkel.
„Auch Steuerhinterzieher, die Streit mit

dem Expartner haben, fliegen immer wie-
der auf – trotz Bankgeheimnis“, sagt Alver-
mann. Oft würden gekränkte Expartner ihr
Wissen nutzen und sich mit einerAnzeige »

Jersey
Auf der kleinen Kanalinsel verwalten rund 50

Finanzinstitute Einlagen von

217 Milliarden
Euro

Schweiz
In eidgenössischen Tresoren schlummern

deutsche Fluchtgelder in geschätzter Höhe von

175 Milliarden
Euro

Österreich
Schwarzgeldbesitzer aus Deutschland bunkern

in der Alpenrepublik angeblich rund

70 Milliarden
Euro

Geld+Börse
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Das Vorbild heißt Irland. Als die Iren 2003
Steuervorteile für ausländische Gesellschaften
abschaffen mussten, weil die übrigen EU-Staa-
ten einen unzulässigen Steuerwettbewerb re-
klamierten, reagierten sie kreativ: Statt die
Steuern für Auslandsfirmen zu erhöhen, senk-
ten sie kurzerhand den Steuersatz für alle Un-
ternehmen auf 12,5 Prozent. Damit hielten sie
sich peinlich genau an die Forderung, inländi-
sche und ausländische Gesellschaften gleich-
zubehandeln. Doch anders als von den großen
EU-Staaten erhofft, verschärften sie den Steuer-
wettbewerb in Europa.

Einige Finanzzentren gehen jetzt ganz ähn-
lich vor: Mit dem Bankgeheimnis schaffen sie
einen heftig kritisierten Vorteil für Ausländer ab
– und verschärfen gleichzeitig den durchaus le-
galen Wettbewerb um Kapital. Kein Wunder: Da
der Zustrom von Schwarzgeld künftig ausblei-
ben dürfte, sind die Steuerparadiese darauf an-
gewiesen, mehr Geld von rechtschaffenen In-
vestoren anzulocken – zum Beispiel, indem sie
die Steuersätze für Unternehmer und deren
ausländische Mitarbeiter sowie für reiche Ruhe-
ständler senken.
Liechtenstein hat Ende Januar bereits angekün-
digt, die Erbschaft- und Schenkungsteuer kom-
plett abzuschaffen und die Unternehmens-
besteuerung massiv zu vereinfachen. Statt bis
zu 20 Prozent müssen Firmen künftig nur noch
pauschal 12,5 Prozent „Ertragsteuer“ überwei-
sen. Abgaben auf das eingezahlte Eigenkapital
und auf Dividenden fallen weg. Die Schweiz
überlegt derzeit, niedrige Steuersätze für be-
stimmte Holdings allen Holdinggesellschaften
zu gewähren.

Weißgeld statt Schwarzgeld anlocken heißt
die Devise. Von den zu erwartenden Steuersen-
kungen können aber nicht nur Privatleute oder
Unternehmer profitieren, die einen Umzug in
Kauf nehmen. Zwar gilt das Prinzip: Wer seinen
Hauptwohnsitz in Deutschland hat, muss seine
Einkünfte nach den hiesigen Vorschriften ver-
steuern – egal, woher sie stammen.
Aber es gibt einige Ausnahmen, zum Beispiel
den „Salary Split“: Manager deutscher Unter-
nehmen, die regelmäßig Tochtergesellschaften
ihres Arbeitgebers in einem Niedrigsteuerland
besuchen, können auch mit den dortigen
Töchtern einen Arbeitsvertrag abschließen
(siehe WirtschaftsWoche 8/2009).
Dann gelten für einen Teil ihres Gehalts die
dortigen Steuervorschriften – ein ganz legales
Steuersparmodell, das sich unter deutschen
Führungskräften einer wachsenden Beliebtheit
erfreut.

„Wir müssen mit dem
Strom schwimmen.“

„Bisher haben wir das
Bankgeheimnis bei
Betrug aufgehoben,
künftig auch bei
Steuerhinterziehung.“

„Wir haben uns bereit
erklärt, auf Anfrage
Informationen
auszutauschen.“

„Die Verhandlungen
über neue Doppel-
besteuerungs-
abkommen haben für
uns Priorität.“

Fehler Nummer 3. Selbstanzeigern fehlt das
Geld für die Nachzahlung. Diese Gefahr ist
derzeit besonders real, denn die Finanzkri-
se hat auch in Schwarzgelddepots gewaltige
Löcher gerissen. „Straffreiheit tritt nur ein,
wenn die Steuern innerhalb der vom Fi-
nanzamt gesetzten Frist nachgezahlt wer-
den können“, warnt Steueranwalt Wolff. In
der Regel betrage diese Frist zwei bis vier
Wochen. „Manchmal ist sie aber auch kür-
zer – da haben die Finanzämter einen gro-
ßen Spielraum.“
Fürdie Berechnung der zu erwartenden

Forderung gilt: Zu zahlen sind die in den
vergangenen zehn Jahren hinterzogenen
Steuern sowie Strafzinsen von sechs Pro-
zent pro Jahr (siehe Beispielrechnung). In
welchem Jahr die Nachzahlungspflicht be-
ginnt, hängt davon ab, wann der Steuer-
bescheid vom Finanzamt eingegangen ist.
Ein Beispiel: Traf der Bescheid für 1998

im Folgejahr ein, begann die zehnjährigeVer-
jährungsfrist Ende 1999 – womit 1998 noch
nicht verjährt ist. Damalige Einnahmen müs-
sen also jetzt aufgelistet werden. Immerhin:
„Für die Strafbefreiung reicht es aus, wenn
die Steuern der strafrechtlich noch nicht ver-
jährten Zeiträume nachgezahlt werden“, sagt
Alvermann. Das seien derzeit in der Regel
die Jahre 2003 bis 2008, es müsse aber „im
Einzelfall sorgfältig geprüft werden“.
Besonders teuer wird es für Unterneh-

mer, die unversteuerte Einnahmen ins Aus-
land geschafft haben. Denn dann müssen
sie nicht nur die Kapitalerträge der Folge-
jahre, sondern auch die Summe selbst
nachträglich versteuern. Und in solchen
Fällen fordert der Fiskus in der Regel nicht
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nur die Einkommensteuer, sondern auch
andere Abgaben wie die Gewerbesteuer,
Sozialversicherungsbeiträge und womög-
lich gar Mehrwertsteuer. Deshalb kann die
gesamte Nachforderung schnell den Wert
des angelegtenVermögens überschreiten.

Wer wieder eine weiße Weste hat, kann
sein Geld ruhig in der Schweiz, in Monaco
oder in Luxemburg lassen. Ersparnisse im
Ausland sind nicht illegal, solange die Er-
träge in der Heimat dem Fiskus gemeldet
werden. Eine massenhafte Kapitalflucht
aus Steueroasen ist damit keineswegs aus-
gemacht. Die Schweizer etwa geben sich
selbstbewusst und verweisen auf die Exper-
tise ihrer Banken in derVermögensverwal-
tung. „Ich weiß nicht, wie viel Geld der
Stadt Zürich nur dank des Bankgeheimnis-
ses zugeflossen ist“, sagt die Zürcher Stadt-
präsidentin Corine Mauch. „Ich weiß nur:
Dieses Geld haben wir nicht nötig.“
Peer Steinbrück dürfte nicht zu denen

gehören, die wegen des Bankgeheimnisses
Geld in die Schweiz geschafft haben – auch
wenn den Hörern des eidgenössischen Sen-
ders „Radio Top“ der Atem stockte, als sie
erfuhren, dass der deutsche Finanzminister
imVerdacht der Steuerhinterziehung stehe:
Seine Frau Gertrud besitze einen Zweit-
wohnsitz in Seuzach beiWinterthur.
Doch bevor eidgenössische Hörer ihrer

Schadenfreude freien Lauf lassen konnten,
entlarvte ein Blick in den Kalender die ver-
meintliche Exklusivmeldung – als April-
scherz. ■

daniel.schoenwitz@wiwo.de

Mehr Infos auf www.wiwo.de/steueroasen

Warum es nun für ehrliche
Steuersparer leichter wird.

Lieber legalbei der Steuerfahndung rächen. Aber auch
ohneMithilfe aus derBevölkerung erhalten
Steuerfahnder immermehr Informationen.
So weicht ein aktuelles Urteil des Bun-

desfinanzhofs in München das deutsche
Bankgeheimnis weiter auf. Demnach dür-
fen Betriebsprüfer häufiger als bisher „Kon-
trollmitteilungen“ ans zuständige Finanz-
amt schicken, wenn sie in den Büchern ei-
ner Bank auf seltsame Transaktionen eines
Anlegers stoßen. Solche Mitteilungen seien
bereits zulässig, wenn eine „Nachprüfung
der steuerlichen Verhältnisse“ sinnvoll er-
scheine – und nicht erst, wenn ein konkre-
terVerdacht auf Steuerhinterziehung vorlie-
ge, stellten die obersten Finanzrichter klar
(VII R 47/07).
Bereits seit 2005 können Steuerfahnder

online abrufen, wo ein Steuerzahler in
Deutschland Konten und Depots unterhält.
Vor einigen Monaten hat jeder Bürger au-
ßerdem eine lebenslang gültige „Steuer-
identifikationsnummer“ erhalten – der
Startschuss für die lückenlose Erfassung al-
ler steuerlich relevanten Vorgänge von der
Wiege bis ins Grab.
Darüber hinaus haben die Ermittler die

Bargeldkontrollen an den deutschen Gren-
zen massivverschärft. Im vergangenen Jahr
stellte der Zoll 21,4 Millionen Euro sicher –
viermal so viel wie 2007. Ein besonderer Er-
folg war im September die EU-weite „Ope-
ration Athena“: Mehr als 3000 Zollbeamte
fahndeten eine Woche lang nach Bargeld
und durchsuchten Reisende an Flughäfen,
in Schnellzügen und an Autobahnen (Wirt-
schaftsWoche 39/2008). Allein in Deutsch-
land entdeckten sie 5,5 Millionen Euro un-
deklariertes Bargeld.

Mehr Daten aus dem Ausland, steigender
Fahndungsdruck im Inland – da liegt der
Gedanke nahe, reinen Tisch zu machen.
Aber Selbstanzeigen sind tückisch, immer
wieder machen reuige Steuersünder folgen-
schwere formale Fehler. Das Problem: Ist
die Steuerbeichte unwirksam, wissen die
Ermittler Bescheid – aber die erhoffte Straf-
freiheit tritt nicht ein. „Das ist der Super-
GAU“, warnt Steueranwalt Wolff. Zumal
die Strafen drakonisch sein können: Die
Palette reicht von einer kleinen Geldbuße
bis zu zehn Jahren Haft. Für die Hinterzie-
hung von 10000 Euro beispielsweise ver-
hängen Richter zwischen 60 und 140Tages-
sätze. Ein Tagessatz entspricht dem Netto-
einkommen proTag.
Haftstrafen waren bisher selten, meist

einigten sich Staatsanwalt und Verteidiger
auf einen Tauschhandel: volles Geständnis,
hohe Geldstrafe, dafür kein Knast. Doch

das wird sich ändern. Der Bundesgerichts-
hof hat solche Abmachungen vor einigen
Monaten kritisiert und klargestellt: Hat ein
Beschuldigter mehr als 50000 Euro hinter-
zogen, müssen Gerichte das in der Regel
mit einer Haftstrafe ahnden (1 StR 416/08).
Ab einem Steuerschaden von einer Million
Euro dürfe diese nur aus „besonders ge-
wichtigen Milderungsgründen“ zur Bewäh-
rung ausgesetzt werden.
In drei typische Fallen tappen Selbst-

anzeiger immer wieder:
Fehler Nummer 1.Die Selbstanzeige geht zu
spät beim Finanzamt ein. Das ist der Fall,
sobald die Steuerhinterziehung als entdeckt
gilt. Ein aktueller Fall verdeutlicht das Di-
lemma: Betriebsprüfervom Finanzamt stie-
ßen in den Büchern einer Firma auf hohe
Umsätze mit einem Einzelunternehmer
und informierten das Finanzamt an dessen
Wohnsitz. Die dortigen Beamten stellten
fest, dass derUnternehmer die Einkünfte in
seiner Steuererklärung verschwiegen hatte,
und forderten ihn zur Stellungnahme auf.
Die Selbstanzeige, die er daraufhin schick-
te, war ungültig, sagte der Bundesfinanzhof
in letzter Instanz (X R 20/07). Der Unter-
nehmer habe gewusst, dass er aufgeflogen
war. Für echte Reue sei es folglich zu spät
gewesen, stellten die Richter klar.
Noch nicht zu spät ist es dagegen bei-

spielsweise, wenn ein Steuerflüchtling an
der Grenze mit Bargeld oder verdächtigen
Kontoauszügen erwischt worden ist. Steu-
eranwalt Alvermann: „In solchen Fällen
schicken die Zöllner eine Mitteilung ans Fi-
nanzamt.“ Bevor diese dort eingehe, sei ei-
ne Selbstanzeige nochmöglich. „Allerdings
sollten Betroffene vorsichtshalber noch am
selbenTag reagieren“, rät Alvermann.
Fehler Nummer 2. Die Selbstanzeige ist lü-
ckenhaft. Denn es reicht nicht, darin sein
Konto in der Schweiz zu melden – sämtli-
che hinterzogenen Einkünfte müssen pein-
lich genau aufgelistet werden. Doch aus
Angst vor einerRazzia heben die Sünder oft
keine Kontoauszüge auf und haben des-
halb keinen Überblick, wie viel Zinsen und
Dividenden ihr Schwarzgeld abgeworfen
hat. Schweizer oderLiechtensteinerBanken
liefern die Daten zwar auf Anfrage, das
kann aber bis zu zwei Monate dauern.
Wer es eilig hat, etwa weil er gerade an

der Grenze mit Bargeld erwischt wurde
oder Streit mit seiner Ex hat, sollte seine
Einnahmen möglichst genau schätzen und
aufrunden. Alvermann: „Auf der Selbst-
anzeige können Betroffene dann vermer-
ken, dass es sich um eine Schätzung handelt
und dass sie die Angaben binnen zwei Mo-
naten konkretisieren werden.“

Verkraftbare Nachzahlung
Wie viel Steuerhinterzieher berappen müssen, wenn sie sich selbst anzeigen (Beispiel)
Jahr Kontostand Zinserträge1 Steuerpflicht2 Strafzinsen3

19984 200 000,00 8 000,00 3 600,00 2 160,00
1999 208 000,00 8 320,00 3 744,00 2 021,76
2000 216 320,00 8 652,80 3 893,76 1 869,00
2001 224 972,80 8 998,91 4 049,51 1 700,79
2002 233 971,71 9 358,87 4 211,49 1 516,14
2003 243 330,58 9 733,22 4 379,95 1 313,99
2004 253 063,80 10 122,55 4 555,15 1 093,24
2005 263 186,35 10 527,45 4 737,35 852,72
2006 273 713,80 10 948,55 4 926,85 591,22
2007 284 662,35 11 386,49 5 123,92 307,44
2008 296 048,84 11 841,95 5 328,885 keine

48 550,866 13 426,30
1 pro Jahr vier Prozent; 2 bei einem persönlichen Steuersatz von 45 Prozent und ausgeschöpftem Sparerfreibetrag;
3 sechs Prozent pro Jahr; 4 vorangegangene Jahre verjährt (Annahme: die unvollständige Steuererklärung für 1997
wurde 1998 abgegeben, die zehnjährige steuerliche Verjährungsfrist begann Ende 1998); 5 falls für 2008 noch kei-
ne Steuererklärung abgegeben wurde, müssen die 2008er-Zinserträge nicht in der Selbstanzeige, sondern in der
normalen Steuererklärung deklariert werden; 6 von der gesamten Hinterziehungssumme können in den fraglichen
Jahren gezahlte Werbungskosten wie Depotgebühren sowie im Ausland gezahlte Quellensteuern abgezogen wer-
den, Quelle: eigene Berechnungen

Hubert Ingraham
(Regierungschef Bahamas)

Micheline
Calmy-Rey
(Außenministerin Schweiz)

Lee Kuan Yew
(Ex-Premier und starker
Mann von Singapur)

Jean-Claude
Juncker
(Premierminister Luxemburg)
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„Es wird in Zukunft
einen leichteren Zugang
zu Informationen
geben, aber keinen
automatischen.“

Josef Pröll
(Finanzminister Österreich)

„Es ist ohne Wenn und
Aber nötig, vom Image
der unkooperativen
Steueroase weg zu
kommen.“

Klaus Tschütscher
(Regierungschef
Liechtenstein)
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